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Einführung 

Kirsten Baus 

 

Stiftungen waren bereits häufig Gegenstand von Publikationen 

der Schriftenreihe. Dort aber stand ausschließlich das philan- 

thropische Engagement von Unternehmerfamilien im Mittel-

punkt: Gemeinnützige Stiftungen, die Zwecken der Wissen-

schaft, Kunst und Kultur, Erziehung und Bildung oder humani-

tärer Hilfe verpflichtet sind. 

 

Hier wird es um etwas anderes gehen – die rechtsfähige Fami-

lienstiftung als Instrument für die Gestaltung der Beteiligungs-

nachfolge in Familienunternehmen und Großvermögen. Von den 

Zahlen her überwiegen in Deutschland die gemeinnützigen Stif-

tungen zwar weiterhin deutlich, unverkennbar aber nehmen 

auch die Familienstiftungen zu. Dieser Trend wird sich nach 

allgemeiner Auffassung weiter beschleunigen, weil eine Flexibi-

lisierung und Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingun-

gen zu erwarten steht. Nach immerhin sechs Jahren liegt seit 

dem 28. September 2020 endlich ein erster Referentenentwurf 

für die Reform des Stiftungsrechts vor. Wie lange es bis zur 

Verabschiedung eines Gesetzes dauern wird, ist freilich offen. 

Andererseits dürften sich wesentliche Punkte des Entwurfs dort 

wiederfinden. Das gibt in Gründung befindlichen, vor allem aber 

existierenden Stiftungen die Möglichkeit, sich darauf einzustel-

len. 

 

Die Motive, die zur Gründung einer Familienstiftung führen, sind 

vielfältig. Sie reichen von der Perpetuierung des Stifterwillens 

über seinen Tod hinaus, das Fehlen von Nachfolgern, die Siche-

rung der Vermögenskontinuität bis hin zur Asset Protection. 
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Vom Standpunkt der Familienstrategie kann dieser Stiftungstyp 

– natürlich abhängig von den Verhältnissen in einer Unterneh-

merfamilie – vor allem hinsichtlich seiner entlastenden Wirkung 

eine vorteilhafte Wahl bei der Beteiligungsnachfolge sein: 

Gesellschafter zu sein hat nicht nur Vorteile, sondern die Wahr-

nehmung der Rechte und Pflichten belasten manchen, sie erfor-

dern Zeit, zwingen zur Beschäftigung mit ungewohnten Mate-

rien und zur Kooperation mit den anderen Gesellschaftern. Als 

Destinatär einer Stiftung ist ein Nachfolger von solchen 

Beschränkungen frei, gleichzeitig erlauben die rechtlichen 

Gestaltungsmöglichkeiten, den Einfluss der Familie auf das 

Unternehmen oder Vermögen sicherzustellen. 

 

Andreas Richter und Katharina Gollan, Partner und Associated 

Partner der renommierten, international tätigen Wirtschafts- und 

Steuerkanzlei POELLATH liefern im vorliegenden Heft der Schrif-

tenreihe einen ebenso konzisen wie umfassenden Überblick, der 

die Einsatzmöglichkeiten einer Familienstiftung, ihre Satzung 

und Organe, steuerliche Fragen und Gestaltungsoptionen in den 

Blick nimmt. Den beiden Autoren gilt mein herzlicher Dank. 

 

Stuttgart, im Dezember 2020 
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A. Einleitung 

Mit einer Familienstiftung als Instrument der (Unternehmens-) 

Nachfolge kann der Stifter seine Vorstellungen und Werte lang-

fristig festhalten. Bei der bekannten Augsburger Fuggerei ist 

dies seit nunmehr rund 500 Jahren gelungen – fast eine Ewig-

keit. Die Herausforderung für den Unternehmer-Stifter besteht 

darin, bereits bei Stiftungserrichtung möglicherweise in Zukunft 

auftretende Konstellationen zu bedenken und hierfür Lösungs-

wege zu skizzieren. Häufig bedarf es eines längeren Ringens um 

die individuell passende Balance zwischen der Bindung künftiger 

Generationen an die Vorstellungen des Stifters einerseits und 

der Gewährung notwendiger Flexibilität andererseits. 

In den letzten Jahren haben viele Stifter das günstige erbschaft-

steuerliche Umfeld zum Anlass genommen, die Übertragung auf 

eine Familienstiftung vorzunehmen. Allerdings ist eine Stiftung 

erst einmal eine leere Hülle und ihre Errichtung löst das Nach-

folgeproblem nur zum Teil. Denn auch die Stiftung als verselb-

ständigtes Vermögen benötigt Führung. Für eine begrenzte Zeit 

nach der Stiftungserrichtung kann der Stifter häufig selbst noch 

die Führungsrolle ausfüllen. Für die Zeit danach gilt es, die 

Interessen der Familie und die des Unternehmens auszubalan-

cieren. Im Idealfall sollte die Governance-Struktur bereits zu 

Lebzeiten des Stifters eingeübt werden. 

 

I. Besonderheiten der Stiftung 

Die Stiftung ist ein verselbständigtes Vermögen, das durch die 

Vorgaben des Stifters einem bestimmten Zweck dauerhaft 

gewidmet ist und durch die Stiftungsorgane verwaltet wird. Mit 

dem der Stiftung gewidmeten Vermögen soll ein vom Stifter 

gewählter Zweck – im Fall der Familienstiftung Zuwendungen 
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an die sog. Begünstigten oder Destinatäre – dauerhaft erfüllt 

werden.  

Die Besonderheit dieser Rechtsform liegt also darin, dass sich 

der Wille des Stifters im Zeitpunkt der Errichtung für eine lange 

Dauer (theoretisch „für immer“) perpetuieren lässt. Nach der 

Stiftungserrichtung erfolgt eine vollständige Trennung des Stif-

ters von dem eingebrachten Vermögen. Das Stiftungsvermögen 

wird also seinem und dem Zugriff der nachfolgenden Generati-

onen entzogen. Maßgeblicher Orientierungspunkt für eine 

spätere Satzungsauslegung sowie für etwaige Strukturänderun-

gen ist dementsprechend der im Errichtungsverfahren geäu-

ßerte Stifterwille.  

Die Willensbildung der Stiftung innerhalb dieses Rahmens 

erfolgt nicht durch Gesellschafter, sondern die Stiftungsorgane 

führen den Willen des Stifters aus. Insofern unterscheidet sich 

die Rechtsstellung der Begünstigten von der eines Gesellschaf-

ters mit Stimmrecht jedenfalls dann, wenn die Begünstigten 

nicht den Organen der Stiftung angehören. Ein weiterer wichti-

ger Unterschied zu einer Gesellschaft ist die Unübertragbarkeit 

der Begünstigtenstellung. 

Eine Stiftung kann zu jedem gemeinwohlkonformen Zweck 

errichtet werden. Unzulässig ist jedoch die sog. „Selbstzweck-

stiftung“, also die Stiftung, deren Zweck die Förderung und Ver-

mehrung ihres Vermögens ist. Die Stiftung zur Förderung des 

von der Stiftung gehaltenen Unternehmens ist also nicht zuläs-

sig. Dennoch kann der Stifter durch entsprechende Satzungsre-

gelungen die Bindung der Stiftung an ein Unternehmen errei-

chen. 
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1. Die rechtsfähige Familienstiftung 

Ist eine Familienbegünstigung beabsichtigt, sind ausschließlich 

rechtsfähige Stiftungen bürgerlichen Rechts von Interesse; die 

im gemeinnützigen Bereich existierenden Ersatzformen (nicht-

rechtsfähige Stiftungen, Stiftungs-GmbHs usw.) spielen keine 

Rolle.  

Von den anderen Erscheinungsformen der rechtsfähigen Stif-

tung – der steuerbegünstigten (gemeinnützigen) Stiftung und 

der „einfachen“ privatnützigen Stiftung – lässt sich die Famili-

enstiftung anhand ihres Zwecks abgrenzen: Zweck der Famili-

enstiftung ist die Förderung einer oder mehrerer Familien. Meist 

erfolgt die Zweckerfüllung durch Stiftungsleistungen an die 

Begünstigten (Destinatäre), die voraussetzungslos oder unter 

weiteren Voraussetzungen (z.B. für die Ausbildung, zur Exis-

tenzgründung, zur Begleichung von Erbschaftsteuern, in Notla-

gen etc.) gewährt werden. 

 

2. Stiftungserrichtung 

Die Stiftungserrichtung kann unter Lebenden oder von Todes 

wegen erfolgen. In der Praxis ist in aller Regel die Errichtung 

unter Lebenden vorzugswürdig: Insbesondere gibt sie dem Stif-

ter die Möglichkeit, mit dem übertragenen Unternehmen die 

neue Eigentümerrolle der Stiftung einzuüben und ggf. notwen-

dige Anpassungen vorzunehmen.  

Die lebzeitige Errichtung der Stiftung erfolgt im Rahmen des 

sogenannten Stiftungsgeschäfts, welches die Satzung der Stif-

tung enthält. Wenn alle gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 

sind, wird die Stiftung von der zuständigen Stiftungsbehörde 

anerkannt und erlangt Rechtsfähigkeit. Von da an wird die Stif-

tung durch ihre satzungsmäßigen Stiftungsorgane verwaltet 
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und unterliegt der Rechtsaufsicht der Stiftungsbehörde nach 

Maßgabe des einschlägigen Landesstiftungsgesetzes. 

 

II. Begriff der Familienstiftung und Rechtsfolgen 

Es existiert keine einheitliche Definition des Begriffes „Familien-

stiftung“. Zivilrecht und Steuerrecht knüpfen je nach Sinn und 

Zweck des jeweiligen Gesetzes bei der Begriffsbestimmung an 

unterschiedliche, für das Rechtsgebiet maßgebliche Merkmale 

an, so dass die Definitionen der Landesstiftungsgesetze, des 

Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes und des Außensteu-

ergesetzes divergieren.1  

Auch die Rechtsfolgen der Einordnungen als Familienstiftung 

sind auf den ersten Blick unübersichtlich und stellen sich – teils 

je nach Blickwinkel – als vorteilhaft oder nachteilig dar: So 

ermöglicht die Einordnung als Familienstiftung erbschaft- und 

schenkungsteuerlich einerseits die Anwendung der günstigen 

Steuerklasse I und löst andererseits im Abstand von dreißig 

Jahren die Erbersatzsteuer aus. Im Hinblick auf die staatliche 

Aufsicht hat die Einordnung als Familienstiftung in einigen 

Bundesländern eine zurückgenommene Aufsicht zur Folge.2 

 

III. Reform 

Die geplante Änderung des Stiftungszivilrechts bringt kurzfristig 

weitere Komplexität, dürfte aber perspektivisch zu einer 

 
1  Zivilrechtlich handelt es sich bei der Familienstiftung um eine Ausprägung der 
rechtsfähigen Stiftung des bürgerlichen Rechts, deren Zweck es ist, ausschließlich 
oder überwiegend dem Wohl der Mitglieder einer oder mehrerer bestimmter Familien 
zu dienen. Gemäß der Legaldefinition des § 15 Abs. 2 AStG liegt eine Familienstiftung 
vor, wenn der Stifter, seine Angehörigen oder deren Abkömmlinge zu mehr als der 
Hälfte bezugs- oder anfallsberechtigt sind. Unter Zugrundelegung des Erbschaft- und 
Schenkungsteuerrechts handelt es sich bei der Familienstiftung um eine inländische 
Stiftung, die wesentlich im Interesse einer oder mehrerer Familien errichtet wurde (vgl. 
§ 15 Abs. 2 ErbStG). 
2  So in Bayern oder in Schleswig-Holstein. In den östlichen Bundesländern 
(außer Berlin) hat die Einordnung als Familienstiftung indessen keine Auswirkungen 
auf die Intensität der staatlichen Aufsicht. 
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Vereinfachung führen: Der Reformentwurf aus dem Herbst 2020 

beinhaltet insbesondere eine bundeseinheitliche Regelung des 

Stiftungszivilrechts.3 Sollte dieser Entwurf umgesetzt werden, 

kommt es anschließend voraussichtlich zur Änderung der 

Landesstiftungsgesetze. Nach aktuellem Stand dürfte eine 

Stiftungserrichtung noch unter dem bestehenden Recht mehr 

Flexibilität bieten; für Einzelheiten bleibt das weitere Gesetzge-

bungsverfahren zu beobachten. 

 

B. Einsatzmöglichkeiten der Familienstiftung 

Ob die Stiftung als sinnvolles Gestaltungsmittel der Unterneh-

mensnachfolge in Betracht kommt, ist anhand der Motive und 

Ziele des Stifters zu ermitteln. Die Motive für die Errichtung 

einer Stiftung sind vielfältig. Verfolgt ein Vermögensträger oder 

Unternehmer eines oder mehrere der folgenden Ziele, sollte die 

Errichtung einer Stiftung als Nachfolgelösung in Betracht gezo-

gen werden: 

▪ Ein großes privates oder unternehmerisches Vermögen 

soll generationenübergreifend zusammengehalten 

werden, um eine Zersplitterung durch Erbgang, Verkauf 

oder familiäre Konflikte zu verhindern.  

▪ Liquiditätsabflüsse beim Unternehmen durch Abfindungs-

zahlungen beim Ausscheiden eines Gesellschafters oder 

durch Pflichtteilsansprüche sollen reduziert werden. 

▪ Der Vermögensinhaber hat keinen (geeigneten) Nachfol-

ger. 

▪ Es besteht das Risiko einer höheren Erbschaftsteuer beim 

„natürlichen“ Erbgang als bei einem geordneten, struktu-

rierten Übergang auf eine Familienstiftung.  

 
3  Vgl. zum Überblick https://www.pplaw.com/insights/referentenentwurf-eines-
gesetzes-zur-vereinheitlichung-des-stiftungsrechts mit einem Link zum Reforment-
wurf. 
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▪ Privatvermögen und unternehmerisches Vermögen sollen 

aus haftungsrechtlichen Gründen getrennt und vor dem 

Zugriff Dritter geschützt werden („Asset Protection“). 

▪ Der Vermögensträger möchte seinen Willen über seinen 

Tod hinaus verewigen. 

▪ Die Unternehmerfamilie möchte sich philanthropisch 

engagieren. 

 

I. Dauerhafter Vermögenserhalt 

In der Generationenfolge können Vermögen zersplittern. Das 

Ausscheiden einzelner Gesellschafter lässt sich durch gesell-

schaftsvertragliche und erbrechtliche Regelungen nur erschwe-

ren oder verzögern, nicht aber vermeiden: Die Anordnung einer 

Dauertestamentsvollstreckung ist auf dreißig Jahre begrenzt 

(vgl. § 2210 BGB), und gesellschaftsrechtliche Abfindungsbe-

schränkungen unterliegen ebenfalls Grenzen. 

Die mit dem Ausscheiden eines Gesellschafters verbundenen 

Liquiditätsbelastungen für das Unternehmen können durch 

frühzeitige Übertragung auf eine Stiftung vermieden werden. 

Künftig dienen nur noch die Erträge des eingebrachten Vermö-

gens der finanziellen Versorgung der Familie, ohne dass deren 

Mitglieder indessen darüber verfügen können. 

 

II. Asset Protection 

Zugleich kann die Errichtung einer Stiftung dem Vermögens-

schutz („Asset Protection“) dienen. Das Stiftungsvermögen 

stellt ein vom Stiftervermögen getrenntes Vermögen dar, steht 

also grundsätzlich nicht als Haftungsmasse für Verbindlichkei-

ten des Stifters zur Verfügung, auch hält der Stifter anders als 

bei einer Gesellschaft keine pfändbaren Anteile. Wertsteigerun-

gen des Stiftungsvermögens beeinflussen auch nicht den 
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Zugewinn des Stifters im güterrechtlichen Sinne und das Stif-

tungsvermögen wird – bei rechtzeitiger Übertragung (siehe 

dazu sogleich) – nicht für die Berechnung von Pflichtteilsansprü-

chen herangezogen. Entsprechend bietet keine andere Rechts-

form einen derart umfassenden Vermögensschutz. Entschei-

dend ist freilich eine frühzeitige Übertragung bevor „dunkle 

Wolken am Horizont“ sichtbar sind. 

 

III. Reduzierung von Pflichtteilsansprüchen 

Um Pflichtteilsansprüche weitgehend zu reduzieren, ist eine 

frühzeitige Stiftungserrichtung entscheidend:  

Zwei Einschränkungen ergeben sich bei der Pflichtteilsreduzie-

rung freilich: Zum einen sollte die Stiftung nicht „nießbrauchs-

ähnlich“ ausgestaltet sein, was der Fall sein dürfte, wenn der 

Stifter zu Lebzeiten als (ggf. alleiniges) Vorstandsmitglied der 

Stiftung nach freiem Ermessen über die Ausschüttungen der 

Erträge an sich entscheiden kann. In diesem Fall ist fraglich, ob 

die Abschmelzungsfrist in Gang gesetzt wird. Zum anderen 

beginnt die Frist für die Abschmelzung im Verhältnis zu Ehegat-

ten nicht vor der Auflösung der Ehe. In diesen Fällen helfen also 

nur Pflichtteilsverzichte.  

Nach dem Tod des Stifters stehen dessen Ehegatten und 

Abkömmlingen im Falle der Enterbung Pflichtteilsansprüche in 

Höhe der Hälfte des Wertes des gesetzlichen Erbteils zu. Hat der 

Erblasser zu Lebzeiten Vermögen verschenkt oder gestiftet, so 

haben die Pflichtteilsberechtigten einen sog. Pflichtteilsergän-

zungsanspruch, der sich jedoch pro Jahr um ein Zehntel redu-

ziert. Um Pflichtteilsansprüche auf null zu reduzieren, muss der 

Stifter die Stiftungserrichtung also um mindestens zehn Jahre 

überleben.  
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Die Stiftungserrichtung kann allerdings die Verhandlungen über 

Pflichtteilsverzichte begünstigen: Die Bereitschaft wird in dem 

Maße steigen, in dem Ehegatte und Kinder durch die Stiftung 

abgesichert sind, d.h. durchsetzbare Leistungsansprüche 

haben. Insbesondere, wenn ein Pflichtteilsverzicht nicht zu 

erlangen ist, ist eine Satzungsregelung zu erwägen, wonach der 

Destinatär und sein gesamter Stamm, der Pflichtteils- oder 

Pflichtteilsergänzungsansprüche nach dem Tod des Erblassers 

geltend macht, seine Stellung als Begünstigter der Stiftung 

verliert („stiftungsrechtliche Pflichtteilsstrafklausel“). 

 

IV. Nutzung des aktuellen Erbschaft- und Schenkung-

steuerrechts 

Ein großer Vorteil der Nachfolgeplanung mit Stiftungslösung 

gegenüber dem „normalen“ Erbgang ist – wie bei anderen 

Maßnahmen der vorweggenommenen Erbfolge – ihre Planbar-

keit: Auf den Zeitpunkt der Übertragung kann eine auf die 

Nutzung von Vorteilen nach dem aktuellen Erbschaft- und 

Schenkungsteuerrecht optimierte Strukturierung des Vermö-

gens erfolgen. Die aktuellen Regelungen für die Übertragung 

von Betriebsvermögen können ggf. eine Stiftungsausstattung 

ohne Anfall von Erbschaft- und Schenkungsteuer oder jedenfalls 

weitgehende Verschonungen ermöglichen. Ob diese Vergünsti-

gungen dauerhaft bestehen bleiben, erscheint fraglich. 

 

C. Stiftungssatzung, Organstruktur und Einwirkungs-

möglichkeiten des Stifters 

Um einem Stiftungsprojekt zum Erfolg zu verhelfen, ist eine 

sorgfältige Satzungsgestaltung entscheidend. 
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I. Begriff des Stifterwillens 

Ab dem Moment der Stiftungsentstehung bilden der Stifter und 

die Stiftung zwei voneinander getrennte Rechtssubjekte. Ab 

diesem Zeitpunkt wird der Wille des Stifters in „seiner“ Stiftung 

nur noch insoweit berücksichtigt, als er sich als sogenannter 

„verobjektivierter Stifterwille“ im Anerkennungsverfahren 

manifestiert hat. Auch der Stifter selbst ist an die Widmung des 

Vermögens für den Stiftungszweck gebunden. Durch eine 

vorausschauende Satzungsgestaltung ist es jedoch möglich, 

dem Stifter auch nach Stiftungserrichtung Einflussmöglichkei-

ten einzuräumen.  

Da die Stiftungssatzung nur unter engen Voraussetzungen 

geändert werden kann, sollte bereits im Rahmen der Gründung 

darauf geachtet werden, Raum für notwendige Anpassungen zu 

belassen. 

 

II. Stiftungszweck und Regelungen über die Begünsti-

gung 

Zweck einer Familienstiftung ist regelmäßig die Förderung des 

Stifters, seines Ehegatten sowie seiner Abkömmlinge. Die 

Begünstigung entfernterer Verwandter kann steuerlich ungüns-

tig sein. 

In persönlicher und in sachlicher Hinsicht kann die Satzung den 

Kreis der Begünstigten weiter einschränken.  

So ist es möglich, in persönlicher Hinsicht nur eheliche oder leib-

liche Abkömmlinge zu begünstigen oder die durch Erwachse-

nenadoption angenommenen Abkömmlinge von der Begünsti-

gung auszuschließen. Auch die Festlegung eines Verfahrens für 

Erwerb und Verlust der Begünstigung ist ratsam, schon um die 

Rechtssicherheit bei über die Generationen komplexer werden-

den familiären Verhältnissen zu erhöhen. Da die 
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Begünstigtenstellung etwa aus Sicht ausländischer Steuer-

rechtsordnungen negative Folgen auslösen kann, sollte die 

Satzung das Ruhen oder die endgültige Aufgabe der Begünstig-

tenstellung insbesondere für den Fall des Wegzugs ermöglichen. 

Weiter kann erwogen werden, den Organen die Möglichkeit zu 

geben, Begünstigten, welche Pflichtteilsansprüche gegenüber 

Erben, Vermächtnisnehmern oder der Stiftung geltend machen, 

die Begünstigtenstellung zu entziehen. Als Anlässe für ein 

Ruhen oder die zeitweise Beschränkung der Begünstigtenstel-

lung könnte der Stifter auch die Zugehörigkeit zu einer Sekte 

oder eine Suchterkrankung definieren, wobei Verfahren zur 

rechtssicheren Feststellung ratsam sind. 

In sachlicher Hinsicht kann die Satzung Stiftungsleistungen an 

weitere Voraussetzungen knüpfen, also etwa eine Ausbildung, 

ein Studium, eine Existenzgründung, eine wirtschaftliche oder 

gesundheitliche Notlage, den Erwerb eines Familienwohnheims, 

eine Verpflichtung zur Zahlung von Erbschaft- und Schenkung-

steuern, eine bestimmte Altersgrenze etc. 

Weiter können Regelungen zum Umfang der Begünstigung 

getroffen werden. Insbesondere sollte festgelegt werden, ob 

Ausschüttungen stets nach Köpfen oder nach Familienstämmen 

erfolgen oder ob sie im freien Ermessen des zuständigen Organs 

liegen sollen. 

Die Festlegung von Informations-, Leistungs- bzw. (isolierten) 

Klagerechten sowie ggf. Rechten auf Mitwirkung in den Stif-

tungsorganen können die Position der Begünstigten stärken, bis 

hin zu einer gesellschafterähnlichen Stellung. Umgekehrt ist es 

grundsätzlich möglich, entsprechende Rechte auszuschließen. 

Weiter ist eine Festlegung von Reservezwecken, etwa für den 

Fall des Aussterbens der Familie oder eines Familienstammes 

sowie die Differenzierung zwischen Haupt- und Nebenzwecken 
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möglich. So kann die Satzung die Förderung philanthropischer 

Zwecke zulassen oder sogar (ggf. mit bestimmten Quoten) 

vorschreiben. 

 

III. Vermögen 

In Bezug auf die Vermögensbewirtschaftung kann der Stifter 

festlegen, ob das Stiftungsvermögen gegenständlich, in seiner 

Ertragskraft oder auch nominal im Bestand erhalten werden 

soll. Auch die Möglichkeit des teilweisen Verbrauchs des Stif-

tungsvermögens für die Zweckverwirklichung kann der Stifter 

anordnen. Damit kann beispielsweise die Sachauskehrung von 

Gesellschaftsanteilen an die Begünstigten ermöglicht werden. 

Für das liquide Vermögen kann die Satzung Zuständigkeiten für 

Anlagerichtlinien und deren turnusmäßige Überprüfung vorse-

hen; inhaltliche Vorgaben sind aufgrund der Dauerhaftigkeit der 

Festlegung meist nicht ratsam.  

Die Bindung der Stiftung an ein Unternehmen kann erfolgen, 

indem die Veräußerung von Gesellschaftsanteilen an hohe 

Beschlussmehrheiten in den Stiftungsorganen geknüpft wird 

oder indem die Satzung sachliche Voraussetzungen für die 

Veräußerung festlegt. 

 

IV. Organstruktur 

Die Entwicklung der stiftungsinternen Governance bedarf oft 

eines längeren Entscheidungsprozesses. Der Stifter verfügt hier 

über einen weiten Gestaltungsspielraum. Es empfiehlt sich, 

zunächst die Eckpfeiler festzulegen und die Regelungen sukzes-

sive immer weiter auszudifferenzieren.  

Grundfrage ist, wie viele Organe die Stiftung haben soll. Eine 

eingliedrige Struktur, bei der nur ein Vorstand besteht, wird der 

Komplexität einer unternehmensverbundenen Stiftung meist 
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nicht gerecht. Vielfach verfügen Familienstiftungen zusätzlich 

über ein Aufsichtsorgan („Kuratorium“ oder „Stiftungsrat“) 

sowie über ein Organ zur Repräsentation der Destinatäre 

(„Familienrat“). 

 

1. Stiftungsvorstand 

Der Stiftungsvorstand ist Vertretungsorgan der Stiftung und 

verantwortet die laufende Geschäftsführung. 

 

2.  Zusätzliches Kontrollorgan 

Dem Vorstand sollte in der Regel ein weiteres Kontroll-, Reprä-

sentations- oder Beratungsorgan („Stiftungsrat“ oder „Kurato-

rium“) zur Seite gestellt werden, dessen Zuständigkeiten und 

Mitwirkungsrechte klar geregelt werden müssen. Das zusätzli-

che Organ kann auch mit Entscheidungsbefugnissen im Zusam-

menhang mit Grundlagenentscheidungen und Maßnahmen von 

erheblicher wirtschaftlicher Dimension (z.B. Beschlussfassung 

in den Beteiligungsgesellschaften) ausgestattet sein. 

 

3. Destinatäre 

Die Destinatäre sind im Grundsatz Nutznießer der Stiftungszu-

wendungen, aber ebenso wie der Stifter grundsätzlich kein Stif-

tungsorgan. Es steht dem Stifter jedoch frei, die Position der 

Begünstigten oder bestimmter Begünstigter durch die Bestel-

lung in ein Organ zu stärken oder ein Organ zu schaffen, in 

welchem alle (bzw. alle volljährigen) Destinatäre vertreten sind. 

Dieses Destinatärsorgan kann dem Zusammenhalt der Destina-

täre dienen und darüber hinaus Bestellungs- und Abberufungs-

rechte, Informationsrecht und ggf. sogar Entscheidungsrechte 

in Bezug auf Grundlagenänderungen haben. 
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4. Bestellung und Abberufung 

Da die Stiftung weder über Gesellschafter noch Mitglieder und 

somit über kein „natürliches“ Bestellungsorgan verfügt, muss 

die Satzung regeln, in welchen Verfahren die Organe besetzt 

werden. In der Regel liegt die Befugnis zur Bestellung und 

Abberufung von Vorstandsmitgliedern bei dem Aufsichtsorgan, 

dessen Mitglieder wiederum durch das Destinatärsorgan bestellt 

und abberufen werden.  

Neben der Bestellung durch ein anderes Organ gibt es aber auch 

Verfahren, die stiftungsspezifisch sind: So ist es möglich, dass 

ein Organmitglied seinen Nachfolger benennt. Bei einem mehr-

köpfigen Gremium kann auch eine „Kooptation“, d.h. eine 

Ergänzung durch die übrigen Mitglieder erfolgen. Nicht selten 

finden sich in Stiftungssatzungen auch Regeln, wonach Inhaber 

eines bestimmten Amtes automatisch eine Organfunktion in der 

Stiftung haben. So kann beispielsweise der Vorstandsvorsit-

zende des Beteiligungsunternehmens stets in Person dem Stif-

tungsrat angehören oder ein Entsendungsrecht haben. Von 

Konstruktionen, in denen die Stiftungsorgane in einem Umfang 

mit Mitgliedern der Organe des Beteiligungsunternehmens 

besetzt sind, die eine Blockade von Entscheidungen ermögli-

chen, ist allerdings abzuraten: Die Rollen von Gesellschafter 

(Stiftung) und Gesellschaft würden dann in ihr Gegenteil 

verkehrt.  

Die Satzung sollte zudem feste Amtszeiten und Altershöchst-

grenzen vorsehen, um im Fall der Fälle eine Trennung zu 

erleichtern. Jedenfalls die Abberufung eines Vorstandsmitglieds 

ist nämlich nicht ohne weiteres möglich, sondern muss durch 

einen am Stiftungszweck orientierten, sachlich tragfähigen 

Grund gerechtfertigt sein. 
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V. Einwirkungsmöglichkeiten des Stifters 

Sobald die Stiftung durch die Stiftungsbehörde als rechtsfähig 

anerkannt wird, beginnt die Stiftungsautonomie, womit zugleich 

die Autonomie des Stifters zur Ausgestaltung der Stiftung nach 

eigenen Vorstellungen ihr Ende findet. Nichtsdestotrotz hat der 

Stifter verschiedene Möglichkeiten, sich einen Einfluss auf 

„seine“ Stiftung vorzubehalten. 

 

1. Stifter als umfassend ermächtigtes Organmitglied 

Der Stifter kann die Stiftung am weitreichendsten beeinflussen, 

wenn er sich selbst (befristet oder auf Lebenszeit) in das 

höchste Stiftungsorgan beruft und sich in dieser Eigenschaft 

umfassende Rechte, z.B. Veto- oder Mehrstimmrechte, vorbe-

hält. Er ist dann bei der Amtsausübung wie jedes andere Organ-

mitglied an den in der Satzung verankerten historischen Stifter-

willen gebunden, hat faktisch aber große Gestaltungsmöglich-

keiten.  

Empfehlenswert ist es, weitreichende Organbefugnisse des Stif-

ters so auszugestalten, dass den Stiftungsorganen nicht die 

Möglichkeit genommen wird, die Governance zu Lebzeiten und 

mit Begleitung des Stifters einzuüben (z.B. Veto- statt Entschei-

dungsrecht). 

 

2. Vorbehalt der Personalhoheit 

Die ersten Organmitglieder bestimmt der Stifter im Rahmen des 

Stiftungsgeschäfts selbst. Ob sich der Stifter, welcher keinem 

Organ angehört, für nachfolgende Organbesetzungen das 

Bestellungs- und Abberufungsrecht vorbehalten kann, wird in 

der Praxis der Stiftungsaufsichtsbehörden unterschiedlich beur-

teilt und ist im Anerkennungsverfahren zu verhandeln. 
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3. Mitwirkung bei Grundlagenänderungen 

Aufgrund der rechtlichen Verselbständigung der Stiftung ist 

auch ein Recht des Stifters zu voraussetzungslosen Grundla-

genänderungen (insbesondere Satzungsänderungen und Auflö-

sung) hoch umstritten und wird von den Stiftungsbehörden 

meist nicht genehmigt. Unproblematisch und teils durch die 

Landesstiftungsgesetze vorgesehen ist ein Recht des Stifters, 

vor Grundlagenänderungen angehört zu werden. 

 

4. Ende der Stifterrechte 

Behält sich der Stifter wie auch immer geartete Stifterrechte 

vor, so sollte er überlegen, wann diese enden sollten. Insbeson-

dere wenn der Stifter sich zentrale Entscheidungen vorbehalten 

hat, ist sicherzustellen, dass diese auch gefällt werden können, 

wenn er krankheits- oder altersbedingt ausfällt. Auch ist zu 

bedenken, dass die geistigen Kräfte der meisten Menschen im 

Alter nachlassen und ältere Menschen dann auch anfällig für 

Einflüsse werden können, die ggf. die ursprünglichen Intentio-

nen und eine sorgfältige Stiftungskonzeption untergraben. Zu 

erwägen ist daher, Stifterrechte nicht auf Lebenszeit vorzube-

halten und stattdessen eine feste Altersgrenze festzulegen. Ein 

Verfahren zur Feststellung der „Unfähigkeit zur Ausübung der 

Stifterrechte“ ist ebenfalls eine Überlegung wert, allerdings 

kann es schmerzhaft und konfliktträchtig sein, wenn es zur 

Anwendung kommt. 

 

D. Besteuerung der Stiftung 

Bezüglich der steuerlichen Folgen sind die Stiftungserrichtung, 

das Bestehen und die Auflösung der Familienstiftung zu unter-

scheiden. 
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I. Stiftungserrichtung 

Die unentgeltliche Übertragung von Vermögenswerten auf die 

Stiftung im Rahmen der Errichtung löst Schenkungsteuer bei 

einer Übertragung unter Lebenden und Erbschaftsteuer bei 

einer Übertragung von Todes wegen aus. Ein Vorteil der Famili-

enstiftung ist das sog. Steuerklassenprivileg (vgl. § 15 Abs. 2 

S. 1 ErbStG). Danach wird die anfallende Steuer bei der Vermö-

gensübertragung auf die Stiftung danach bemessen, in welchem 

Verhältnis der nach der Stiftungsurkunde vom Stifter entfern-

test Berechtige zu diesem steht. Bei Begünstigung des Stifters, 

seines Ehegatten und der Abkömmlinge kommt somit die güns-

tigste Steuerklasse I zur Anwendung. Anders ist das bei späte-

ren Zustiftungen, diese lösen einen schenkungsteuerpflichtigen 

Tatbestand aus.  

Da das Steuerklassenprivileg nicht zur Anwendung gelangt, 

werden spätere Zuwendungen, sog. Zustiftungen, nach Steuer-

klasse III besteuert. Auf die Nutzung des Steuerklassenprivilegs 

kommt es freilich dann nicht bzw. nicht entscheidend an, wenn 

die Verschonung für Betriebsvermögen im Sinne der §§ 13a, 

13b, 28a ErbStG genutzt werden kann.  

Bei der Stiftungserrichtung werden nur im Ausnahmefall Ertrag-

steuern – also Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer 

– ausgelöst: Vermögensgegenstände aus dem Privatvermögen, 

zum Beispiel Immobilien, Wertpapiere und Anteile an Kapital-

gesellschaften, können ertragsteuerneutral in die Stiftung 

eingebracht werden. Grundsätzlich erfolgt auch die unentgeltli-

che Einbringung von Mitunternehmeranteilen oder (Teil-)Betrie-

ben ohne ertragsteuerliche Belastung. 
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II. Besteuerung während des Bestehens der Stiftung 

Familienstiftungen mit Sitz im Inland unterliegen mit ihren 

Gewinnen der Körperschaftsteuer mit einem Steuersatz von 15 

Prozent. Zuzüglich Solidaritätszuschlag ergibt sich ein 

Steuersatz von 15,825 Prozent. Gewerbesteuer fällt bei einer 

Stiftungs-Holding regelmäßig nicht an. 

Sofern die Stiftung eine mindestens zehnprozentige Beteiligung 

an einer Kapitalgesellschaft hält, sind 95 Prozent der Dividenden 

aus der Gesellschaft an die Stiftung von der Steuer befreit (vgl. 

§ 8b KStG). Das bedeutet, dass auf Ebene der Stiftung neben 

der Vorbelastung auf Ebene der Kapitalgesellschaft (bei gewerb-

licher Betätigung ca. 30 Prozent) lediglich eine zusätzliche Steu-

erbelastung in Höhe von ca. 0,79 Prozent entsteht. Bei einer 

Beteiligung an einer gewerblich tätigen oder gewerblich gepräg-

ten Personengesellschaft beträgt die laufende Ertragsteuerbe-

lastung über beide Ebenen (Stiftung und Gesellschaft) ebenfalls 

ca. 30 Prozent.4  

Satzungsgemäße Ausschüttungen der Stiftung an die Destina-

täre unterliegen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG als Einkünfte aus 

Kapitalvermögen der Kapitalertragsteuer sowie dem Solidari-

tätszuschlag in Höhe von 26,375 Prozent. Die Stiftung als Steu-

erschuldnerin muss diese anmelden und abführen. Schenkung-

steuer auf Ausschüttungen fällt bei satzungsmäßigen Zuwen-

dungen nicht an.  

Kumuliert führen die genannten Steuerbelastungen bei 

Einschaltung einer Stiftung regelmäßig zu keiner oder einer nur 

geringfügigen Mehrbelastung.  

Um das Vermögen einer Familienstiftung nicht dauerhaft der 

Erbschaftsbesteuerung zu entziehen, fingiert das Gesetz eine 

Generationenfolge und einen Erbgang im dreißigjährigen 

 
4  Der exakte Steuersatz hängt jeweils vom Gewerbesteuerhebesatz ab. 



 

 

26 

Turnus. Auf diese sog. Erbersatzsteuer findet wiederum ein 

Steuerklassenprivileg Anwendung: Das Vermögen wird so 

besteuert, als würde eine Vermögensübertragung auf zwei 

Kinder in der günstigsten Steuerklasse I unter Abzug des 

doppelten Kinderfreibetrags in Höhe von EUR 800.000 erfolgen. 

Für die Bemessung der Steuer ist der Bestand des Vermögens 

am Besteuerungsstichtag maßgeblich. Die Erbersatzsteuer hat 

damit den Vorteil, dass der Zeitpunkt ihres Anfalls lange im 

Voraus bekannt ist und die Stiftung ihr Vermögen steueropti-

miert strukturieren kann. Zudem kann die Erbersatzsteuer 

kapitalisiert und in dreißig Jahresraten beglichen werden.  

Ausländische Familienstiftungen unterliegen nicht der Erber-

satzsteuer. Insbesondere Liechtenstein hat sich daher in den 

letzten Jahren zu einem interessanten Stiftungsstandort, auch 

für deutsche Stifter, entwickelt. 

 

III. Besteuerung nach Auflösung der Stiftung 

Der Vermögensanfall nach Auflösung der Stiftung hat in der (zu 

Recht kritisierten) Praxis der Finanzverwaltung die Belastung 

sowohl mit Schenkung- als auch mit Kapitalertragsteuer zur 

Folge.  

Die Rückgewähr des Stiftungsvermögens an die in der Satzung 

benannten sog. Anfallberechtigten nach Stiftungsauflösung löst 

zum einen Schenkungsteuer aus. Für Steuerklasse und Freibe-

träge ist grundsätzlich das Verhältnis der in der Satzung 

bestimmten Anfallberechtigten zum Stifter zugrunde zu legen. 

Der Rückfall des Vermögens an den Stifter ist nicht privilegiert 

und unterfällt der Steuerklasse III.  

Zusätzlich unterliegt der Vermögensanfall bei Auflösung der 

Kapitalertragsteuer. Die Frage, ob dies auch für die Rückgewähr 

des ursprünglichen Dotationskapitals gilt, ist bislang nicht 
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höchstrichterlich entschieden. Einzelne Finanzgerichte haben 

entschieden, dass auch für Stiftungen ein steuerliches Einlage-

konto für das Stiftungsvermögen zu führen ist, so dass es inso-

weit nicht zu einer Besteuerung kommen soll; die Finanzverwal-

tung lehnt diese Sichtweise jedoch bislang ab. 

Da laufende satzungsmäßige Auskehrungen nicht der Schen-

kungsteuer unterliegen (siehe oben), lässt sich eine Doppelbe-

steuerung vermeiden, indem die Satzung die teilweise Auskehr 

von Vermögen (ggf. einschließlich Gesellschaftsanteilen) an die 

Begünstigten bei Fortbestehen der Stiftung zulässt. Allerdings 

kann eine solche Gestaltung mit dem Ewigkeitsanspruch des 

Stifters kollidieren. 

 

E. Stiftungsaufsicht 

Als Ausgleich für ihre Mitgliederlosigkeit unterliegen Stiftungen 

der staatlichen Stiftungsaufsicht. Neben der Anerkennung von 

Stiftungen, der Genehmigung von Satzungsänderungen und 

Auflösungen ist die Stiftungsbehörde auch für die laufende 

Rechtsaufsicht zuständig.  

Umfang und Reichweite der Stiftungsaufsicht sind in den 

Bundesländern unterschiedlich ausgestaltet. Für Familienstif-

tungen ist die Stiftungsaufsicht in den meisten Ländern redu-

ziert; teils findet außerhalb der Anerkennung, der Genehmigung 

von Satzungsänderungen und Auflösungen keine Aufsicht 

statt.5 Die Wahl des Stiftungssitzes ist daher für das anwend-

bare behördliche Aufsichtsregime entscheidend. 

 

 

 

 
5  In Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen ist die 
Stiftungsaufsicht über privatnützige und Familienstiftungen indessen unbeschränkt. 
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F. Offenlegung und Transparenz 

Stiftungen gelten als verschwiegen und intransparent. Seit 

einigen Jahren ist jedoch auch in diesem Bereich ein Trend hin 

zu mehr Offenlegung von Informationen zu beobachten. 

Insbesondere ein mit dem Handels- oder Vereinsregister 

vergleichbares Stiftungsregister existiert aktuell nicht. Die Stif-

tungsverzeichnisse der Länder werden von den Stiftungsbehör-

den gepflegt und enthalten teilweise keine Eintragungen von 

Familienstiftungen. Wo Familienstiftungen in den Verzeichnis-

sen enthalten sind, besteht keine Vermutung für die Richtigkeit 

der Eintragungen. Das aktuelle Reformvorhaben möchte dies 

allerdings ändern: Geplant ist ein zentrales Stiftungsregister, 

dessen Informationen für die Öffentlichkeit verfügbar sein 

sollen. Die geplante Möglichkeit für jedermann, darüber hinaus 

in die Registerakten Einsicht zu nehmen, welche insbesondere 

die Satzung enthalten, erscheint problematisch. Das weitere 

Gesetzgebungsverfahren bleibt insoweit abzuwarten. 

Seit dem 1. Oktober 2017 sind alle rechtsfähigen Stiftungen 

verpflichtet, ihre wirtschaftlich Berechtigten (insbesondere 

Organmitglieder und konkret bestimmte Begünstigte) im Trans-

parenzregister einzutragen. Für Familienstiftungen wird sich 

dies auch durch die Einführung des geplanten Stiftungsregisters 

nicht ändern. Insbesondere die Begünstigten werden weiterhin 

im Transparenzregister einzutragen sein. 

Weitergehende Informationen über Stiftungen sind auf Grund-

lage der Informationsfreiheitsgesetze in einzelnen Bundeslän-

dern verfügbar.6 In diesem Fall richtet sich der Anspruch gegen 

die Stiftungsbehörde auf Offenlegung stiftungsbezogener Infor-

mationen; denkbar ist aber auch ein Anspruch gegen die 

 
6  Mit Ausnahme von Bayern, Niedersachen und Sachsen haben alle Bundes-
länder sowie der Bund ein Informationsfreiheitsgesetz erlassen. 
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Stiftung selbst.7 In vier Bundesländern ist der Auskunftsan-

spruch beschränkt.8  

 

G. Gestaltungsmodelle 

Aufgrund ihrer großen Flexibilität bei der Ausgestaltung sind 

Stiftungen in vielen Gestaltungen nutzbar, von denen hier nur 

die geläufigsten vorgestellt werden können. 

 

I. Verschonungsbedarfsprüfung – Die Stiftung als 

armer Erwerber 

Für unternehmerische Großerwerbe oberhalb EUR 26 Mio. 

kommt die Verschonungsbedarfsprüfung in Betracht. Voraus-

setzung ist der Nachweis des Erwerbers, dass er persönlich nicht 

in der Lage ist, die anfallende Erbschaft- oder Schenkungsteuer 

aus seinem verfügbaren Vermögen zu begleichen. 

Die neu gegründete Familienstiftung ist insoweit der ideale 

vermögenslose Erwerber.9 Hieraus ergibt sich die Möglichkeit 

der vollständigen Steuerbefreiung auch für Großerwerbe von 

einem Volumen oberhalb EUR 90 Mio. 

Eine Stiftungserrichtung kann aber auch als Notmaßnahme 

vorgesehen werden: Wurde für eine Übertragung auf Minder-

jährige die Verschonungsbedarfsprüfung in Anspruch genom-

men, so ist es für den Erhalt der Steuerbefreiung entscheidend, 

dass den beschenkten Kindern in den folgenden zehn Jahren 

kein weiteres nicht begünstigtes Vermögen zufließt, da sie 

 
7  Umkehrschluss aus VG Gelsenkirchen, Urteil vom 08.10.2018 – 20 K 5638/15 
– BeckRS 2018, 25979, Rn. 15, 28 ff., wobei das VG die Frage der Anwendbarkeit 
des IFG auf die Stiftung ausdrücklich offen gelassen hat; VG Aachen, Urteil vom 
17.04.2012 – 8 K 86/11 – juris, Rn. 14 ff. 
8  Siehe dazu § 12 Abs. 5 StiftG NRW, § 5 Abs. 6 StiftG LSA, § 15 Abs. 4 StiftG 
SH, § 2 Abs. 4 IFG Thür. 
9  Siehe im Einzelnen Hemmen/Liebernickel, Die neue Verschonungsbedarfs-
prüfung – der „arme“ Erwerber als Chance bei der unternehmerischen Nachfolge, in: 
JUVE Handbuch Wirtschaftskanzleien 2019/2020, 2019, 710-711, abrufbar unter 
https://www.pplaw.com/insights/die-neue-verschonungsbedarfspruefung-der-arme-er-
werber-als-chance-bei-der.  
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dieses zur Begleichung der Steuer heranziehen müssten. In 

Betracht kommt zur Sicherstellung die Anordnung einer Famili-

enstiftung von Todes wegen und Übertragung nicht begünstig-

ten Vermögens auf diese im Wege des Vorvermächtnisses. 

Gleichzeitig kann der Erblasser anordnen, dass die Stiftung 

später im Rahmen eines Nachvermächtnisses das nicht begüns-

tigte Vermögen an die ursprünglich Beschenkten übertragen 

muss, wenn bei diesen die Frist für schädliche Nacherwerbe 

verstrichen ist. 

 

II. Doppelstiftung 

Eine sog. Doppelstiftung bietet sich an, wenn der an einem 

Unternehmen beteiligte Stifter gemeinnützige Zwecke und die 

Familienversorgung kombinieren möchte. Der Begriff der 

Doppelstiftung ist insofern irreführend als hier nicht eine, 

sondern zwei Stiftungen zu errichten sind: Die Mehrheit der 

Kapitalanteile am Unternehmen hält die gemeinnützige Stif-

tung, während die Mehrheit der Stimmrechte auf die Familien-

stiftung übertragen werden. Die Übertragung der (Mehrheit der) 

Unternehmensanteile auf die gemeinnützige Stiftung unterliegt 

nicht der Schenkungsteuer. Auf diese Weise werden die Vorteile 

einer unternehmensverbundenen Stiftung mit den Steuervortei-

len einer gemeinnützigen Stiftung kombiniert: Es kann eine 

weitgehende Erbschaftsteuerbefreiung erreicht werden, gleich-

zeitig behält die Familie die Kontrolle. Preis für die steuerlichen 

Vorteile ist allerdings, dass die auf die gemeinnützige Stiftung 

übertragenen Anteile dauerhaft in der Gemeinnützigkeit gebun-

den sind. Bei Bertelsmann und Bosch finden sich Varianten 

dieser Gestaltung. 
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III. Gemeinwohlorientierte Stiftung 

Bei Verfolgung (auch) philanthropischer Anliegen kommt alter-

nativ die Errichtung einer gemeinwohlorientierten Stiftung mit 

Familienbegünstigung und Unternehmensbezug in Betracht. 

Ziel ist es, die Einordnung als Familienstiftung im steuerlichen 

Sinne zu vermeiden, damit die Erbersatzsteuer nicht anfällt. 

Entscheidend für die Einordnung ist, dass mindestens 50 Pro-

zent der Stiftungserträge für gemeinwohlorientierte Zwecke 

verwendet werden. Besteht ein entscheidender Einfluss der Stif-

terfamilie, steigt der für philanthropische Zwecke zu verwen-

dende Anteil auf mindestens 75 Prozent. Da die Stiftung nicht 

ausschließlich gemeinnützigen Zwecken gewidmet ist, genießt 

sie nicht die entsprechenden Steuervorteile, unterliegt aber 

auch nicht den gemeinnützigkeitsrechtlichen Beschränkungen. 

Da – wie oben gesehen – die Stiftung als Holding einer Kapital-

gesellschaft nur eine geringe zusätzliche Steuerbelastung 

auslöst, ist dieser Nachteil aber unter Umständen hinnehmbar. 

 

H. Fazit 

Familienstiftungen spielen eine wachsende Rolle in der Planung 

der Unternehmensnachfolge. Langfristige Bindungen für die 

nachfolgenden Generationen lassen sich auch auf andere Weise 

erreichen: Erbrechtlich über Vor- und Nacherbschaft, Testa-

mentsvollstreckung und Pflichtteilsverzichte und gesellschafts-

rechtlich über Nachfolgeklauseln und Abfindungsbeschränkun-

gen. Eine Stiftungserrichtung kann eine interessante Alternative 

hierzu sein. Die Gestaltungs- und Kombinationsmöglichkeiten 

sind dabei so vielfältig wie die Landschaft der Familienunterneh-

men selbst. 
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